
1457 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Handelsausschusses 

über die Regierungsvorlage (1393 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über besondere Förde­
rungen zur Verbesserung der Struktur im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft (Ge-

werbestrukturverbesserungsgesetz 1969) 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll im 

Interesse der gesamten Volkswirtschaft und aud!. 
im Hinbli<k auf die fortsd!.reitende wirtschaft­
liche Integration die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmungen der gewerolid!.en Wirtsd!.aft ge­
sichert und die Struktur der einzelnen Betriebe 
oder auch der. gesamten Branche verbessert wer­
den. Ein maßgebendes Moment der Förderung 
nach diesem Bundesgesetz liegt in der Erhaltung 
eines wirtsd!.aftlid!. gesunden Mittelstandes. 

Die Förderung in Form von Kreditkostenzu­
schüssen soll der "Bürgschaftsfonds der Kleing~­
werbekreditaktion des Bundesministeriums für 
Handel, Gewerbe und Industrie Gesellsd!.aft 
m. b. H.", im folgenden kurz Gesellsd!.aft ge­
nannt, übertragen werden. Damit wird sid!.erge­
stellt, daß ein bereits auf diesem Gebiet tätiges 
Organ des Bundes --:- die Gesellschaft steht im 
alleinigen Eigentum des Bundes- die zur Ver­
fügung gestellten Mittel möglidJ.st zwe<kmäßig 
und sparsam verwaltet. 

Die wirtsd!.aftspolitische Zielsetzung obliegt 
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie, der der Gesellschaft entspred!.ende 
Rid!.tlinien zu erteilen hat. 

In diesen Richtlinien wird für einen schwer­
punktmäßigen Einsatz der zur Verfügung ge­
stellten Mittel zu sorgen sein. 

Juristische Personen, die auf Grund eines bun­
desgesetzlichen Auftrages Maßnahmen zur Ver­
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der im § 1 
des Gesetzentwurfes genannten Unternehmungen 
durchführen, werden vom Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie ebenfalls aus den 
zur VeJ;'fügung stehenden Mitteln zu dotieren 
sein. 

Für Maßnahmen nad!. diesem Bundesgesetz 
sind jährlid!. Mittel in der Höhe von 30/0 des 
Bundesgewerbesteueraufkommens zur Verfügung 
zu stellen. 

Der Handelsausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 24. November 1969 in 
Verhandlung gezogen. In der Debatte ergriffen 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Kostroun, Dr. Mussil, Dkfm. Dr. An­
d r 0 s c h, M eiß I und Dr. S t a r i b ach e r so­
wie. der. Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie Mit t e r e r das Wort. 

Im Laufe der Debatte wurden von den Abge­
ordneten Dr. Mussil, Kostroun, MeißI 
und GeIiossen zu § 1 Abs. 1 und 3 sowie zu § 4 
Abs. 1 lit. a und von den Abgeordneten 
K 0 s t r 0 u n, Dr. Mus s i 1, M eiß I und Ge­
nossen zu den §§ 1, 8 bis 10 und 12 gemeinsame 
Abänderungsanträge gestellt. 

Zu § 7 der Regierungsvorlage vertritt der 
Handelsaussd!.uß die Meinung, daß die Rid!.t­
linien folgende Schwerpunkte enthalten sollten: 
1. Schwerpunkte der Förderung ,rollten in der 

zwischen. und überbetrieblid!.en Kooperation, 
,in der Umstrukturierung·und in besonders ge­
lagerten, vom Beirat zu beurteilenden Fällen 
liegen. Ferner werden Betriebe in abwande­
rungsgefährdeten Gebieten besonders zu be­
ru<ksichtigen sein. 

2. Die FörderungsmaßIiahmen sollen sid!. nur auf 
Klein- und Mittelbetriebe erstre<ken. 

3. Die Kredithöhe soll in der Regel mit 2'S Mil­
lionen Schilling begrenzt sein. 

4. Die Stützungsdauer soll in der Regel fünf 
Jahre nitht überschreiten. 

S. Zinsenzusd!.üsse sollen in der Regel 3010 aus~ 
machen. 

6. Die gestützten Kredite dürfen in der Regel 
einen bestimmten Prozentsatz nicht über­
sd!.reiten. 
Bei der Abstimmung wurde die. Regierungs­

vorlage. tl,nter. Berü<ksichtigung . der erwähnten 
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2 1457 der Beilagen 

gemeinsamen Abänclerungsanträge mit Stimmen­
einhelligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit der 
Handelsausschuß den An t rag, der Nationalrat 

Dr. Geißler 
Berichterstatter 

woIie dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (1393 der Beilagen) mit den a n- . /. 
g e s chI 0 s sen e n A b ä n der u n gen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 24. November 1969 

Kulhanek 
Obmann 

Abänderungen 
zum 'Gesetzent"wurf in 1393 der Beilagen 

zu Ansuchen Jener FÖrclerungswerher zu hören, 
,,~1) Ä.'ufgai:>e des Bundes nä& diesem Bundes- fÜr d'ie tn den Rlchtitnien (§ 7) ausdruckiich ein:e 

gesetz ist eS, aie WettbewefbSfä'h'igkeitvön Ünter- v~n ~e,r,' ai!gemein~n , ab'reidte!1de,. 'B~h3:ndlung 
n:ehihungen der gewerhlichenwihsmaft im 'Sinne hinsichtlich Höhe oder Laufzeit der Kreditkosten­
des § 3 Abs. 2 und. <ler §§ 35 bis 40 des Hand~ls- zusch.ilsse oder 'Kredite vorgesehen ist. Außerdem 
k"ammergese~zes, JlG'Bl. Nt. 182!J946, in der je- ~at ~ie .qeseihch~f.t, ~e~ Beira~ __ einen Jährlichen 
w~ils geI~~h~eh, F:i'ssung, ,durm die in § 2 änge- Berieht über die Zahl der gewährten Fötderun­
führten M:ä'ßrl:a~men ila.äi Mäß'gä'be aer in § 10, gen sowie deren Äi"t zu erstattea. 
vorgesehenen Mittel zü fördern." (~) Dei:' Bundesminister ,[ij,r Handel-, Gewerbe 

• und Industrie hat in den Beirat zwei Beamte des 
,Bündesminister-iums .für Handel, Gewerbe und 

_. ,,(3) Aufga~e .des Bun4es ist .es 3;,u~, juristische. lndust'riezu eritseatlen. Er hat ,ferner oie Bundes'­
Persö'ri~h 'zü förder~, 'Z? der~h durch Bundesgesetz kammer oer 'gewerbliehen ~i-i'tsc:haft äüfzUfor­
f'~stgelegtem Aufgaoen:!:>:er~i.ch ~ie :~~rderüng vOI). dem,. fürtf Vertreter, und den Oster,reichismen 
Un.'rernelimtingen geii:iä~ Abs. 1 zählt, 'wenn 'und Arbelterka:niinertag aufzufordern, zwei Vertreter 
hisoireit 'die betreffenden Juristischen Personen in deh Beirat ,zu eli'tseß~en; Diese Verti"eter Mt 
Mläßnalmfen. iur Ver'bess~fun:g der Wehoeweibs- der Bundesminist<* fiSt Handel, Gewer~e 'und 
fähIgkeit dieser Uhterhelifuüniren aüfchfühien." !ri'dimrie -in den Beirat zu ,)3efufen, 'wenn sie zUm 

Nationalrat wählbar sind. 

~.§ 1 AbS-. 3 hit zu lauten: 

(4) In den Beirat 'entsendete 0'det berufene 
Mitgli'e'd'er tiiirfuß ifti Fäll des § '6 A.bs. 1 we'doe-r 

4. Im § 4 A\)s. l1it. a hitt 'da'!; W'ört ;;wis"sent- in '6tiiefu Dfehstvethiihni's 2U1" 'Gesells'chaftsteFieh, 
lich" zu entfaHen. noch Mitglied eines ihi"e'i' Orga-ne sein. 

'3~ rril § 1. A~. :.j. ist a'ie Zitiefüng ,,§ '9'" auf 
,;§ 1'0" iozuäri'ilern. 

5. § 8 hat zu iauten: 

;,'§ 8-. (t) I*-r Blind'esfuinis~r für ~,:j:.äirdel Ge-<., , 

werbe und Indust~ie hät si'm 'iia:&,. Mä'ßgab'e des 
Am . .2 bei 6'er Wahrnenhlllngäer pnvatw'irt­
~cha~tlichen Aufgaben des Bundes nam diesem 
·ßuh'desg'eSefz eines Beirates zu Wdi'eh'en. 

('2) Der Bundesminister fhr' Handel, Gewerbe 
':lnd Ind~~trie ,hat den Beirat vor d.er Festlegung 
der Richtlinien (~7) 'Zu hÖren. Der BundesmIni­
ster tUr Hand~l, 'Gewerbe und Industrie, iniFalle 
des § 6 Abs. 1 die Gesellschaft, hat den Beirat 

(5) Dei: }3uridesmihi'ster füt Hande1,tyewerbe 
uild IildUstrie' kann ein von Unh hefufenes Bei'­
ratsmitglied abberufen, wenn 'es 'nicht mehf b'e" 
r'Ufungsf~hig :ist öde:r nicht aie Ge'rilü' 'bietet, 
'daß es fs'ein'C Au-fgaiben z\!1 erftUen ver.mag·. 

~6) ben W,rsi'tzlm Belralführt Jeweils einer 
ele"r 'Beamten des :Aünaesn{iiiisiei'iums 'fiir Händel, 
'Gewerbe und Industrie. Der Beirat faßt seIne 
'BeschHisse m'i"t einfacher St'iiiiinenmihrheit. 

(i)bie i3iirogesc:häfte des Beirates sind vom 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie zu führen. 
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(8) Das Amt der Mitglieder des Beirates ist ein 
unbesoldetes Ehrenamt. 

(9) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie hat die Mitglieder des Beirates bei 
der Berufung zu verpflichten, über den Verlauf 
der Beratungen des Beirates sowie über die ihnen 
bei Ausübung ihres Amtes bekanntgewordenen 
Geschäfts~ und Betriebsverhältnisse, außer in den 
Fällen dienstlicher Berichterstattung, Verschwi~ 
genheit zu bewahren und sich der Verwertung 
der ihnen zur Kenntnis gelangten Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse zu enthalten." 

6. Der bisherige § 8 erhält die Bezeichnung 
,,§ 9". 

7. Der bisherige § 9 erhält die Bezeichnung 
,,§ 10 Abs. 1". 

8. Der bisherige § 10 erhält mit der Maßgabe 
die Bezeichnung "Abs. 2", daß die Zitierung 
,,§ 9" auf "Abs. 1" abgeändert wird. 

9. Im § 12 Abs. 2 hat die Zitierung ,,9," zu 
entfallen. 
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